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Sozialdemokraten und Gewerk­
schaftern, eine Massenbewegung 
der Landarbeiter, Kleinbauern und 
Umsiedler für die d. B. Die Aktions­
einheit von KPD und SPD sicherte, 
daß der Widerstand reaktionärer 
Kräfte überwunden und eine Ver­
ständigung über die d. B. im Block 
der antifaschistisch-demokratischen 
Parteien erreicht werden konnte. 
Von den Landes- und Provinzialver­
waltungen in der damaligen sowje­
tischen Besatzungszone wurden 
gleichlautende Gesetze und Verord­
nungen über die d. B. erlassen (in der 
Provinz Sachsen am 3. 9., in Meck­
lenburg am 5. 9., in Brandenburg am 
6. 9., in Thüringen und in Sachsen 
am 10. 9 .1945). In die d. B. wurden 
entschädigungslos der Großgrund­
besitz über 100 ha (7160 Betriebe 
mit 2 517 357 ha), der landwirt­
schaftliche Besitz von aktiven Fa­
schisten und Kriegsverbrechern 
(4537 Betriebe mit 131 742 ha) so­
wie das Eigentum faschistischer In­
stitutionen und teilweise auch 
Staatsbesitz einbezogen. Ausgenom­
men war der Grundbesitz von Städ­
ten und Gemeinden, Kirchen, Schu­
len, Forschungseinrichtungen und 
landwirtschaftlichen Genossen­
schaften. Das Eigentum aller Bauern 
wurde garantiert. In demokratisch 
gewählten Kommissionen führten 
52 292 Landarbeiter, Kleinbauern, 
Umsiedler u. a. Werktätige die d. B. 
durch. Durch die Unterstützung der 
Arbeiterklasse konnte die d. B. trotz 
starken Widerstandes der Groß­
grundbesitzer, Faschisten und ihrer 
Interessenvertreter bis zum Frühjahr 
1946 im wesentlichen abgeschlossen 
werden. Aus dem staatlichen Fonds 
der Bodenreform (3 298 082 ha) 
wurden 2 189 999 ha an Bauern und 
Arbeiter als persönliches, vererbba­
res Eigentum verteilt. Es wurden 
210 276 Neubauernwirtschaften ge­
schaffen, 165 552 werktätige Bauern 
und 183 261 Arbeiter und Ange­
stellte erhielten Land bzw. Waid zu­
geteilt. Durch die Schaffung von 
volkseigenen Gütern (staatliche

Saat-, Tierzucht- und Forschungs­
betriebe, Lehr- und Versuchsstatio­
nen, Forstwirtschaftsbetriebe u. a. 
Einrichtungen) entstand im Ergebnis 
der d. B. außerdem ein bedeutender 
Sektor von gesellschaftlichem 
Eigentum in der Landwirtschaft, für 
den rd. ein Drittel des gesamten Bo­
denfonds zur Verfügung gestellt 
wurde. Die d. B. war die Grundlage 
für das feste Bündnis der Arbeiter­
klasse mit der werktätigen Bauern­
schaft. Sie leitete die Bauernbefrei­
ung ein, die mit der —«• sozialistischen 
Umgestaltung der Landwirtschaft 
beendet wurde.

demokratische Gemeindeord­
nung: erstes verfassungsmäßiges 
Dokument, das im Sept. 1946 auf 
der Grundlage der begonnenen anti- 
faschistisch-demokratischen Um­
wälzung der gesellschaftlichen Ver­
hältnisse die demokratischen Grund­
sätze der von unten nach oben ent­
stehenden neuen Staatsordnung auf 
dem heutigen Gebiet der DDR ver­
ankerte; gültig für die Stadtkreise bis 
1953, für die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden bis 1957. Die 
d. G. wurde unter Leitung des Par­
teivorstandes der SED und im engen 
Zusammenwirken mit den Organen 
der Sowjetischen Militäradministra­
tion in Deutschland (SMAD) ausge­
arbeitet. Ihr gingen das Programm 
der SED zu den Gemeindewahlen 
vom 20. 6. 1946 und die kommunal­
politischen Richtlinien des Partei- 
vorstandes der SED vom 17. 7. 1946 
voraus, in denen die marxistisch-le­
ninistische Konzeption für die ver­
fassungsrechtliche Ausgestaltung 
der Städte und Gemeinden im Rah­
men einer einheitlichen, auf dem —*■ 
demokratischen Zentralismus auf­
bauenden antifaschistisch-demokra­
tischen Staatsordnung formuliert 
war. Die d. G. wurde am 14. 9. 1946 
als demokratische Gemeindeverfas­
sung zuerst von der Provinzialver­
waltung der damaligen Provinz 
Mark Brandenburg angenommen 
und am 15. 9. 1946 von der SMAD


